
Protokoll
Landesbeirat zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen Schleswig-Holstein.

45. Sitzung
9. Februar 2026

15:30 – 17:45 Uhr

Teilnehmende
Mitglieder

• Kerstin Scheinert
• Thies Teegen 
• Silke Engel 
• Christian Sach 
• Martina Scheel 
• Aleksandra Karadeniz 
• Jürgen Trinkus
• Norbert Stolte 

• Michael Niemann
• Andreas Kölln
• Karin Pfeiffer 
• Kai Lehnert (digital)
• Janine Kolbig (digital)
• Gunilla Pugell (digital) 
• Kirsten Grundmann 

(digital)

• Nadine Sierks (digital) 
• Marion Malzahn (digital)
• Silke Haß (digital)
• Maja Hidic (digital)
• Niels Luithardt (digital)
• Monika Gall (digital)
• Matthias Krasa (digital) 
• Sebastian Freese (digital) 

Beratende Mitglieder

• Hans-Hermann Riese • Rüdiger Hannig 

Gäste

• Christian Dirschauer 
(Mitglied des Landtages)

• Eka von Kalben (Mitglied 
des Landtages)

• Arne Braun 
(Geschäftsführer) 

• Mitarbeitende der 
Landesbeauftragten und 
weitere Gäste 
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1. Begrüßung
Arne Braun begrüßt die Mitglieder des Landesbeirates und teilt mit, dass Michaela Pries 
erkrankt ist. Lu Böhmke stellt sich kurz vor. Sie macht ihre staatliche Anerkennung im Büro 
der Landesbeauftragten. 

2. Aktuelles 

2.1 Beteiligung der Länderbeauftragten bei Fachministerkonferenzen
Dirk Mitzloff stellt die Struktur der Zusammenarbeit zwischen den Landesbeauftragten für 
Menschen mit Behinderungen und den einzelnen Fachministerkonferenzen dar. Die 
Landesbeauftragten haben zu jeder Konferenz eine kleine Arbeitsgruppe gegründet. Diese 
Gruppe bereitet Themen vor, die dann der vorsitzenden Ministerin oder dem vorsitzenden 
Minister übersendet werden. Ob und wie die Themen berücksichtigt oder die 
Landesbeauftragten zur Sitzung eingeladen werden, ist sehr unterschiedlich. Darauf haben 
die Landesbeauftragten nur beschränkt Einfluss. Am liebsten wäre es den 
Landesbeauftragten, wenn Sie auf den Konferenzen immer einen festgelegten Zeitrahmen 
zur Verfügung hätten. Michaela Pries ist in der Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der 
Gesundheits-, Verkehrs-, Verbraucherschutz- und der Bildungsministerkonferenz aktiv. 
Insgesamt gibt es über 20 Fachministerkonferenzen. 

Martina Scheel interessiert die Beteiligung der Selbstvertretungen in diesem Prozess. Dirk 
Mitzloff erklärt, dass die Landesbeauftragte z. B. durch die Arbeit mit dem Landesbeirat und 
durch andere Netzwerke einen Überblick über die verschiedenen Probleme im Land hat. 
Martina Scheel bittet Dirk, dass Thema Elektro-Kleinstfahrzeuge auf die Tagesordnung zu 
nehmen, da es in dem Bereich Probleme gibt. Dirk Mitzloff erklärt, dass dieses Thema den 
Landesbeauftragten bekannt ist und in der Vorbereitung der Arbeitsgruppe schon 
berücksichtigt ist. 

2.2 Stellungnahme Landesverfassung
Die Landesverfassung wird novelliert und die Landesbeauftragte hat hierzu Stellung 
genommen. Dirk Mitzloff stellt kurz die Inhalte der Stellungnahme vor. In Art. 7 bekennt sich 
das Land Schleswig-Holstein zur Inklusion. Die Landesbeauftragte regt an, dass der Art. 7 um 
die Dienststelle der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen ergänzt wird. Der 
Hintergrund ist, dass Landesbeauftragte in den Ostbundesländern besorgt sind, dass ihre 
Dienststelle geschlossen wird, wenn es eine Landesregierung unter Mitwirkung der AFD gibt. 

Der 2. Aspekt befasst sich mit der Änderung des Art. 14 Digitale Verwaltung. In der neuen 
Fassung sieht Art. 14 nur noch einen digitalen Zugang zu Verwaltungsleistungen vor. Die 
Landesbeauftragte kritisiert diese Änderung, da trotz rechtlicher Verpflichtungen 
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Internetseiten von Kommunen und Ämtern nicht vollumfänglich barrierefrei nutzbar sind. 
Die Stellungnahme der Landesbeauftragte liegt dem Protokoll bei. 

2.3 Arbeitstitel „Behindertenparlament installieren“
Dirk Mitzloff erklärt, dass die Landesbeauftragte die Installierung eines 
Behindertenparlaments nicht unterstützen wird, da sie und auch der Landesbeirat bereits 
sehr gut in die Landespolitik vernetzt ist und ein Behindertenparlament nicht inklusiv ist. 
Daneben macht Dirk Mitzloff deutlich, dass dem Team der Landesbeauftragte keine 
Ressourcen zur Organisation eines weiteren Gremiums zur Verfügung ständen. Martina 
Scheel erklärt, dass sie das Thema beim Workshop benannt hat, da sie das Altenparlament 
als lebendiges Gremium erfahren hat. Auch könnten sich dort weitere Personen einbringen, 
da es offener gestaltet ist. Dies wünscht sie sich auch für den Landesbeirat. 

2.4 Stellungnahme zur Großen Anfrage der FDP zur Situation der Eingliederungshilfe
Ursula Hegger stellt den Prozess der Erarbeitung der Stellungnahme vor. Dieser war zum Teil 
ungeordnet, was an unterschiedlichen Faktoren lag wie z. B. dem großen Umfang und der 
Themenvielfalt. Deshalb kam die Idee auf, komplizierte Themen in einer kleineren Gruppe 
vorzubesprechen und zu strukturieren. Dies könnte bei der Anhörung zur Kostenwicklung in 
der Eingliederungshilfe ausprobiert werden. Die Mitglieder des Landesbeirates nehmen 
diesen Vorschlag zur Kenntnis. Die Stellungnahme des Landesbeirates ist dem Protokoll als 
Anlage beigefügt.

3. Jahresplanung 2026 Befassung und Verabschiedung der 
Arbeitsplanung 
Arne Braun erklärt, dass die Ergebnisse des Workshops vom 11.11. die Grundlage für den 
Entwurf der Arbeitsplanung darstellt. Arne Braun stellt die Struktur der Arbeitsplanung vor. 
Im ersten Kapitel sind Schwerpunkte den sechs Sitzungen zugeordnet. Danach kommt die 
Themenzuordnung zu den Arbeitsgruppen. Am Ende sind die Themen aufgeführt, die weder 
den einzelnen Sitzungen noch den Arbeitsgruppen zugeordnet sind. Der Entwurf wurde vor 
der Sitzung an die Mitglieder versendet, damit auch schon vor der Sitzung eine Rückmeldung 
gegeben werden kann. 

Arne Braun stellt die geplanten Schwerpunkte der einzelnen Sitzungen vor. Für die Sitzung 
am 13.4. ist der Schwerpunkt Gesundheitliche Versorgung vorgesehen. Daneben soll ein 
Positionspapier vom Netzwerk Autismus besprochen werden. Die Landesbeauftragte ist dem 
Netzwerk 2024 beigetreten und organisiert es gemeinsam mit dem Paritätischen 
Wohlfahrtsverband und der Lebenshilfe. Die Inhalte des Positionspapiers sollen den 
Mitgliedern vorgestellt werden, damit die Lebenslagen und Herausforderungen von 
Menschen im dem Autismus-Spektrum präsenter im Landesbeirat werden. Etliche Mitglieder 
signalisieren durch Kopfnicken ihre Zustimmung. In der Sitzung am 29.6. ist das 
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Schwerpunktthema Empowerment. Hier ist geplant, dass die Sitzung in einem anderen 
Format z.B. in Kleingruppen durchgeführt wird und es einen gemütlichen Ausklang an der 
Förde geben kann. Aufgrund des veränderten Formats wird es keine Möglichkeit der 
Onlineteilnahme geben. Am 24.8. wird voraussichtlich Prof. Welti die Ergebnisse seines 
Gutachtens vorstellen. Das Gutachten untersucht die Vereinbarkeit der Landesgesetze mit 
der UN-BRK. Es ist geplant, die Sitzung simultan in Leichte Sprache übertragen zu lassen. Für 
die Sitzung am 26.10. ist das Thema Kinder und Jugendliche mit Behinderungen und die 
Vorbereitung für die Dezembersitzung mit den Landtagsabgeordneten vorgesehen. Marion 
Malzahn merkt an, dass das Gutachten von Prof. Welti für die Sitzung am 7.12. mit den 
Abgeordneten einige Ansatzpunkte geben kann. Aus ihrer Sicht könnten die Mitglieder 
Positionen herausarbeiten und diese dann mit den Abgeordneten thematisieren, auch vor 
dem Hintergrund der Landtagswahl 2027. 

Arne Braun stellt die Themenzuordnung zu den Arbeitsgruppen kurz vor. Von den 
Mitgliedern gibt es nur redaktionelle Hinweise. 

Das Thema Inklusiver Arbeitsmarkt wurde den Einzelthemen zugeordnet. Arne Braun stellt 
kurz die Ergebnisse des Workshops vor, da das Thema bereits intensiv beim Workshop 
besprochen wurde. Dann beschreibt er die unterschiedlichen Aktivitäten der 
Landesbeauftragten zu diesem Thema. Michaela Pries arbeitet bereits länger auf 
verschiedenen Ebenen mit den Akteuren wie, z. B. dem Integrationsamt, der Bundesagentur 
aber auch den Werkstätten zusammen. Die Landesbeauftragte empfiehlt den Mitgliedern 
verschiedene Prozesse auf Landesebene abzuwarten, um dann die Möglichkeiten neu zu 
bewerten. Silke Hass merkt an, dass aus ihrer Sicht die Beteiligung von Unternehmen und 
deren Verbände wichtig ist.

Die Mitglieder haben keine weiteren Anmerkungen zur Arbeitsplanung. Arne Braun 
verschickt die Arbeitsplanung mit dem Protokoll und merkt an, dass die Arbeitsplanung bei 
wichtigen Themen, die bisher nicht abzusehen sind, geändert werden kann. Auch weist er 
daraufhin, dass es auf den Sitzungen immer die festen Tagesordnungspunkte Aktuelles und 
Verschiedenes gibt. 

4. Allgemeine Wünsche für 2026 als Ergebnisse der Reflexion
Ursula Hegger gibt einen kurzen Rückblick zu diesem Teil des Workshops. Beim Workshop 
haben die Mitglieder die Arbeit im Landesbeirat reflektiert. Als Wünsche wurden mehr Zeit 
für Austausch und mehr Möglichkeiten für Begegnungen untereinander benannt. Deshalb 
wird die Sitzung am 29.6. nicht im üblichen Sitzungsrahmen durchgeführt, sondern in einer 
lockeren Atmosphäre. Ein weiterer wichtiger Punkt der Reflexion betrifft die Mitarbeit im 
Landesbeirat. Einige Mitglieder wünschen sich, dass mehr Mitglieder sich aktiv in die 
verschiedenen Arbeitsgruppen einbringen und damit die Arbeit auf mehr Schultern verteilt 
wird. Vor diesem Hintergrund wurde auch der Wunsch an die Landesbeauftragte formuliert, 
dass das Team der Landesbeauftragten die verschiedenen Themen filtert. Es sollten nur die 
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Themen im Landesbeirat bearbeitet werden, die mit Blick auf das Erzielen einer Wirkung Sinn 
ergeben. 

5. Verschiedenes
Jürgen Trinkus informiert über Aktionen zum Europäischen Protesttag für Menschen mit 
Behinderungen am 5.5.2026. Unter Federführung von ZSL Nord wird eine Veranstaltung 
unter der Überschrift „Menschenrechte sind unteilbar. Mehr Mut zur Inklusion!“ vorbereitet. 
Die Veranstaltung wird im KulturForum in Kiel stattfinden. Es wird auch eine Gesprächsrunde 
zur Inklusion im Job mit Michaela Pries geben. 

Moritz Magnussen teilt mit, dass die Landesbeauftragte plant auf den social media Kanälen 
die Arbeit des Landesbeirates vorzustellen. Dazu wird eine Email versendet und wer Lust hat 
daran mitzuwirken, kann gerne sich bei der Landesbeauftragten melden. 

Für das Protokoll 
Arne Braun
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BegrüßungArne Braun begrüßt die Mitglieder des Landesbeirates und teilt mit, dass Michaela Pries erkrankt ist. Lu Böhmke stellt sich kurz vor. Sie macht ihre staatliche Anerkennung im Büro der Landesbeauftragten. 

Aktuelles Beteiligung der Länderbeauftragten bei FachministerkonferenzenDirk Mitzloff stellt die Struktur der Zusammenarbeit zwischen den Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen und den einzelnen Fachministerkonferenzen dar. Die Landesbeauftragten haben zu jeder Konferenz eine kleine Arbeitsgruppe gegründet. Diese Gruppe bereitet Themen vor, die dann der vorsitzenden Ministerin oder dem vorsitzenden Minister übersendet werden. Ob und wie die Themen berücksichtigt oder die Landesbeauftragten zur Sitzung eingeladen werden, ist sehr unterschiedlich. Darauf haben die Landesbeauftragten nur beschränkt Einfluss. Am liebsten wäre es den Landesbeauftragten, wenn Sie auf den Konferenzen immer einen festgelegten Zeitrahmen zur Verfügung hätten. Michaela Pries ist in der Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der Gesundheits-, Verkehrs-, Verbraucherschutz- und der Bildungsministerkonferenz aktiv. Insgesamt gibt es über 20 Fachministerkonferenzen. 

Martina Scheel interessiert die Beteiligung der Selbstvertretungen in diesem Prozess. Dirk Mitzloff erklärt, dass die Landesbeauftragte z. B. durch die Arbeit mit dem Landesbeirat und durch andere Netzwerke einen Überblick über die verschiedenen Probleme im Land hat. Martina Scheel bittet Dirk, dass Thema Elektro-Kleinstfahrzeuge auf die Tagesordnung zu nehmen, da es in dem Bereich Probleme gibt. Dirk Mitzloff erklärt, dass dieses Thema den Landesbeauftragten bekannt ist und in der Vorbereitung der Arbeitsgruppe schon berücksichtigt ist. 

Stellungnahme LandesverfassungDie Landesverfassung wird novelliert und die Landesbeauftragte hat hierzu Stellung genommen. Dirk Mitzloff stellt kurz die Inhalte der Stellungnahme vor. In Art. 7 bekennt sich das Land Schleswig-Holstein zur Inklusion. Die Landesbeauftragte regt an, dass der Art. 7 um die Dienststelle der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen ergänzt wird. Der Hintergrund ist, dass Landesbeauftragte in den Ostbundesländern besorgt sind, dass ihre Dienststelle geschlossen wird, wenn es eine Landesregierung unter Mitwirkung der AFD gibt. 

Der 2. Aspekt befasst sich mit der Änderung des Art. 14 Digitale Verwaltung. In der neuen Fassung sieht Art. 14 nur noch einen digitalen Zugang zu Verwaltungsleistungen vor. Die Landesbeauftragte kritisiert diese Änderung, da trotz rechtlicher Verpflichtungen Internetseiten von Kommunen und Ämtern nicht vollumfänglich barrierefrei nutzbar sind. Die Stellungnahme der Landesbeauftragte liegt dem Protokoll bei. 

Arbeitstitel „Behindertenparlament installieren“Dirk Mitzloff erklärt, dass die Landesbeauftragte die Installierung eines Behindertenparlaments nicht unterstützen wird, da sie und auch der Landesbeirat bereits sehr gut in die Landespolitik vernetzt ist und ein Behindertenparlament nicht inklusiv ist. Daneben macht Dirk Mitzloff deutlich, dass dem Team der Landesbeauftragte keine Ressourcen zur Organisation eines weiteren Gremiums zur Verfügung ständen. Martina Scheel erklärt, dass sie das Thema beim Workshop benannt hat, da sie das Altenparlament als lebendiges Gremium erfahren hat. Auch könnten sich dort weitere Personen einbringen, da es offener gestaltet ist. Dies wünscht sie sich auch für den Landesbeirat. 

Stellungnahme zur Großen Anfrage der FDP zur Situation der EingliederungshilfeUrsula Hegger stellt den Prozess der Erarbeitung der Stellungnahme vor. Dieser war zum Teil ungeordnet, was an unterschiedlichen Faktoren lag wie z. B. dem großen Umfang und der Themenvielfalt. Deshalb kam die Idee auf, komplizierte Themen in einer kleineren Gruppe vorzubesprechen und zu strukturieren. Dies könnte bei der Anhörung zur Kostenwicklung in der Eingliederungshilfe ausprobiert werden. Die Mitglieder des Landesbeirates nehmen diesen Vorschlag zur Kenntnis. Die Stellungnahme des Landesbeirates ist dem Protokoll als Anlage beigefügt.

Jahresplanung 2026 Befassung und Verabschiedung der Arbeitsplanung Arne Braun erklärt, dass die Ergebnisse des Workshops vom 11.11. die Grundlage für den Entwurf der Arbeitsplanung darstellt. Arne Braun stellt die Struktur der Arbeitsplanung vor. Im ersten Kapitel sind Schwerpunkte den sechs Sitzungen zugeordnet. Danach kommt die Themenzuordnung zu den Arbeitsgruppen. Am Ende sind die Themen aufgeführt, die weder den einzelnen Sitzungen noch den Arbeitsgruppen zugeordnet sind. Der Entwurf wurde vor der Sitzung an die Mitglieder versendet, damit auch schon vor der Sitzung eine Rückmeldung gegeben werden kann. 

Arne Braun stellt die geplanten Schwerpunkte der einzelnen Sitzungen vor. Für die Sitzung am 13.4. ist der Schwerpunkt Gesundheitliche Versorgung vorgesehen. Daneben soll ein Positionspapier vom Netzwerk Autismus besprochen werden. Die Landesbeauftragte ist dem Netzwerk 2024 beigetreten und organisiert es gemeinsam mit dem Paritätischen Wohlfahrtsverband und der Lebenshilfe. Die Inhalte des Positionspapiers sollen den Mitgliedern vorgestellt werden, damit die Lebenslagen und Herausforderungen von Menschen im dem Autismus-Spektrum präsenter im Landesbeirat werden. Etliche Mitglieder signalisieren durch Kopfnicken ihre Zustimmung. In der Sitzung am 29.6. ist das Schwerpunktthema Empowerment. Hier ist geplant, dass die Sitzung in einem anderen Format z.B. in Kleingruppen durchgeführt wird und es einen gemütlichen Ausklang an der Förde geben kann. Aufgrund des veränderten Formats wird es keine Möglichkeit der Onlineteilnahme geben. Am 24.8. wird voraussichtlich Prof. Welti die Ergebnisse seines Gutachtens vorstellen. Das Gutachten untersucht die Vereinbarkeit der Landesgesetze mit der UN-BRK. Es ist geplant, die Sitzung simultan in Leichte Sprache übertragen zu lassen. Für die Sitzung am 26.10. ist das Thema Kinder und Jugendliche mit Behinderungen und die Vorbereitung für die Dezembersitzung mit den Landtagsabgeordneten vorgesehen. Marion Malzahn merkt an, dass das Gutachten von Prof. Welti für die Sitzung am 7.12. mit den Abgeordneten einige Ansatzpunkte geben kann. Aus ihrer Sicht könnten die Mitglieder Positionen herausarbeiten und diese dann mit den Abgeordneten thematisieren, auch vor dem Hintergrund der Landtagswahl 2027. 

Arne Braun stellt die Themenzuordnung zu den Arbeitsgruppen kurz vor. Von den Mitgliedern gibt es nur redaktionelle Hinweise. 

Das Thema Inklusiver Arbeitsmarkt wurde den Einzelthemen zugeordnet. Arne Braun stellt kurz die Ergebnisse des Workshops vor, da das Thema bereits intensiv beim Workshop besprochen wurde. Dann beschreibt er die unterschiedlichen Aktivitäten der Landesbeauftragten zu diesem Thema. Michaela Pries arbeitet bereits länger auf verschiedenen Ebenen mit den Akteuren wie, z. B. dem Integrationsamt, der Bundesagentur aber auch den Werkstätten zusammen. Die Landesbeauftragte empfiehlt den Mitgliedern verschiedene Prozesse auf Landesebene abzuwarten, um dann die Möglichkeiten neu zu bewerten. Silke Hass merkt an, dass aus ihrer Sicht die Beteiligung von Unternehmen und deren Verbände wichtig ist.

Die Mitglieder haben keine weiteren Anmerkungen zur Arbeitsplanung. Arne Braun verschickt die Arbeitsplanung mit dem Protokoll und merkt an, dass die Arbeitsplanung bei wichtigen Themen, die bisher nicht abzusehen sind, geändert werden kann. Auch weist er daraufhin, dass es auf den Sitzungen immer die festen Tagesordnungspunkte Aktuelles und Verschiedenes gibt. 

Allgemeine Wünsche für 2026 als Ergebnisse der ReflexionUrsula Hegger gibt einen kurzen Rückblick zu diesem Teil des Workshops. Beim Workshop haben die Mitglieder die Arbeit im Landesbeirat reflektiert. Als Wünsche wurden mehr Zeit für Austausch und mehr Möglichkeiten für Begegnungen untereinander benannt. Deshalb wird die Sitzung am 29.6. nicht im üblichen Sitzungsrahmen durchgeführt, sondern in einer lockeren Atmosphäre. Ein weiterer wichtiger Punkt der Reflexion betrifft die Mitarbeit im Landesbeirat. Einige Mitglieder wünschen sich, dass mehr Mitglieder sich aktiv in die verschiedenen Arbeitsgruppen einbringen und damit die Arbeit auf mehr Schultern verteilt wird. Vor diesem Hintergrund wurde auch der Wunsch an die Landesbeauftragte formuliert, dass das Team der Landesbeauftragten die verschiedenen Themen filtert. Es sollten nur die Themen im Landesbeirat bearbeitet werden, die mit Blick auf das Erzielen einer Wirkung Sinn ergeben. 

VerschiedenesJürgen Trinkus informiert über Aktionen zum Europäischen Protesttag für Menschen mit Behinderungen am 5.5.2026. Unter Federführung von ZSL Nord wird eine Veranstaltung unter der Überschrift „Menschenrechte sind unteilbar. Mehr Mut zur Inklusion!“ vorbereitet. Die Veranstaltung wird im KulturForum in Kiel stattfinden. Es wird auch eine Gesprächsrunde zur Inklusion im Job mit Michaela Pries geben. 

Moritz Magnussen teilt mit, dass die Landesbeauftragte plant auf den social media Kanälen die Arbeit des Landesbeirates vorzustellen. Dazu wird eine Email versendet und wer Lust hat daran mitzuwirken, kann gerne sich bei der Landesbeauftragten melden. 

Für das Protokoll 

Arne Braun
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